
5. Ist das im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO)
geschlossene und am 1. Januar 1996 und damit nach dem
Gemeinschaftsabkommen von 1993 (ABl. 1993, L 337) in
Kraft getretene TRIPS-Übereinkommen über handels-
bezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(ABl. L 336 vom 21. November 1994) im Licht von Artikel
59 des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge dahin auszulegen, dass angesichts der Identität der
Vertragsparteien beider Abkommen im Falle eines Wider-
spruchs zwischen deren jeweiligen Bestimmungen zur Rege-
lung von Namensgleichheiten bei Weinen seine Bestim-
mungen anstelle derjenigen des Gemeinschaftsabkommens
von 1993 anwendbar sind?

6. Sind die Artikel 22 bis 24 in Abschnitt 3 von Anhang C des
Übereinkommens zur Errichtung der Welthandelsorganisa-
tion (WTO), der das am 1. Januar 1996 in Kraft getretene
TRIPS-Übereinkommen enthält (ABl. 1994, L 336), ange-
sichts zweier gleich lautender Bezeichnungen für Weine, die
in zwei verschiedenen Vertragsstaaten des TRIPS-Überein-
kommens erzeugt werden (gleichviel, ob die Namensgleich-
heit zwei von den beiden Vertragsstaaten verwendete
geografische Bezeichnungen oder eine geografische Bezeich-
nung eines Vertragsstaats und den gleich lautenden Namen
einer in dem anderen Vertragsstaat traditionell angebauten
Rebsorte betrifft), dahin auszulegen, dass beide Bezeich-
nungen künftig weiter verwendet werden dürfen, sofern sie
von den jeweiligen Erzeugern in der Vergangenheit
entweder gutgläubig oder mindestens zehn Jahre lang vor
dem 15. April 1994 benutzt wurden (Artikel 24 Absatz 4)
und beide Bezeichnungen das Land, die Region oder das
Gebiet, aus dem der geschützte Wein kommt, so eindeutig
angeben, dass die Verbraucher nicht irregeführt werden?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 5. Mai
2004 in Sachen Gül Demir gegen Securicor Aviation
Limited Securicor Aviation (Germany) Limited und Kötter

Aviation Security GmbH & Co. KG

(Rechtssache C-233/04)

(2004/C 201/20)

Das Arbeitsgericht Düsseldorf ersucht den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 5. Mai
2004, in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 3. Juni
2004 in Sachen Gül Demir gegen Securicor Aviation Limited
Securicor Aviation (Germany) Limited und Kötter Aviation

Security GmbH & Co. KG, um Vorabentscheidung über
folgende Fragen:

1. Ist bei der Prüfung des Vorliegens eines Betriebsübergangs
gemäß Art. 1 der Richtlinie 2001/23/EG (1) - unabhängig
von der Frage der Eigentumsverhältnisse - im Falle einer
Auftragsneuvergabe im Rahmen der Gesamtbetrachtung
Voraussetzung für die Feststellung des Übergangs der
Betriebsmittel vom ursprünglichen Auftragnehmer auf den
neuen Auftragnehmer, dass dem Berechtigten die Betriebs-
mittel zur eigenwirtschaftlichen Nutzung überlassen werden.
Ist es für die Bejahung des Übergangs der Betriebsmittel
deshalb erforderlich, dass dem Auftragnehmer die Befugnis
eingeräumt ist, über die Art und Weise der Nutzung der
Betriebsmittel in eigenwirtschaftlichem Interesse entscheiden
zu können. Ist deshalb danach zu unterscheiden, ob der
Auftragnehmer die Dienstleistung „an“ oder „mit“ den
Betriebsmitteln des Auftraggebers erbringt?

2. Für den Fall, dass der Gerichtshof die Frage zu 1 bejaht:

a) Scheidet eine Zuordnung der Betriebsmittel zur eigen-
wirtschaftlichen Nutzung dann aus, wenn diese dem
Aufragnehmer vom Auftraggeber nur zur Nutzung zur
Verfügung gestellt werden und die Wartung, einschließ-
lich der damit verbundenen Kosten, vom Auftraggeber
übernommen wird?

b) Liegt eine eigenwirtschaftliche Nutzung durch den
Auftragnehmer vor, wenn im Rahmen der Fluggastkon-
trolle auf Flughäfen, der Auftragnehmer für diese die
vom Auftraggeber gestellten Torsonden, Handsonden
und Durchleuchtungsgeräte verwendet?

(1) ABl. L 82, S. 16.

Klage der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
gegen das Königreich Spanien, eingereicht am 4. Juni 2004

(Rechtssache C-235/04)

(2004/C 201/21)

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am
4. Juni 2004 eine Klage gegen das Königreich Spanien beim
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften eingereicht.
Bevollmächtigte der Klägerin sind M. van Beek und G. Valero
Jordana; Zustellungsanschrift in Luxemburg.
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